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Allgemeine Chronik

Infrastruktur und Lebensraum

Verkehr und Kommunikation
Verkehrspolitik

Apres le Conseil des Etats I'année précédente, le Conseil national refusait & son tour
par 77 voix contre 66 la création d’un fond de cohésion nationale pour venir en aide
aux régions touchées par la libéralisation de Swisscom, de La Poste et des CFF. Avec
leurs initiatives cantonales, le Valais (00.305), les Grisons, le Tessin (00.313) et
Schaffhouse (00.316) réclamaient qu’une partie des bénéfices des ex-régies soient
versés dans un fonds qui serve a financer les projets de reconversion professionnelle et
a encourager l'innovation des services publics. En contre-courant des Chambres, le
Conseil fédéral décidait en septembre d’accorder aux régions périphériques CHF 19
millions pour adoucir les restructurations. Cette somme s’ajoutait aux CHF 80 millions
déja libérés pour 2003-2004 et affectés aux projets de coopération touristique, inter-
entreprises et inter-régionales. Le parlement devra toutefois se prononcer en 2002 sur
la question.'

Post und Telekommunikation

Le Conseil des Etats a entériné la restructuration REMA en rejetant deux initiatives
cantonales - valaisanne (02.314) et tessinoise - qui invitaient la Confédération a
prendre en considération les intéréts régionaux. L'initiative tessinoise a été rejetée par
19 voix contre 6, alors que le texte valaisan a été repoussé tacitement. Ce sont les
mesures prises en mars par le parlement et par I'ordonnance qui ont conduit le Conseil
des Etats a ne pas donner suite aux deux initiatives.

Mit einer im Dezember 2016 eingereichten Standesinitiative forderte der Kanton Tessin
die Verbesserung des Poststellennetzes und eine Starkung der Rolle der
Gemeindebehérden bei der geografischen Verteilung der Postamter. Die
Rechtsgrundlagen seien so zu andern, dass die Postcom bezlglich Schliessung oder
Verlegung einer Poststelle nicht nur eine Empfehlung abgeben, sondern einen
anfechtbaren formellen Beschluss fassen kann. Blrgerinnen und Burger sollten eine
Eingabe gegen die Schliessung einer Poststelle an die Postcom richten kdnnen, wenn
sie die fur eine Gemeindeinitiative notwendige Anzahl Unterschriften gesammelt
haben. Zudem sollten die Erreichbarkeitskriterien der Postverordnung grundséatzlich
diskutiert werden. Weiter forderte die Standesinitiative ein grésseres und besseres
Dienstleistungsangebot der Postagenturen sowie die Verbesserung von Ausbildung und
Arbeitsbedingungen der Agenturmitarbeitenden.

Die KVF-SR empfahl ihrem Rat in der Sitzung vom 14. November 2017, der
Standesinitiative keine Folge zu geben, da bereits mehrere Motionen (insbesondere die
Motion 17.3356) deren Anliegen enthielten. Der Standerat folgte seiner Kommission
Ende November 2017. *

Im Februar 2017 reichte auch der Kanton Wallis eine Standesinitiative betreffend das
Poststellennetz ein. Dem Wallis ging es dabei um die Unterstitzung der
Standesinitiative des Kantons Tessin - die Walliser Standesinitiative nahm wértlich
dieselben Forderungen auf wie das Begehren aus dem Studkanton.

Im November 2017 fasste die KVF-SR mit dem Hinweis auf inhaltlich &hnliche Motionen
(insbesondere die Motion 17.3356) den Beschluss, der Standesinitiative des Kantons
Wallis keine Folge zu geben, der Rat folgte diesem Antrag Ende November 2017. *
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NIKLAUS BIERI

STANDESINITIATIVE
DATUM: 11.06.2019
NIKLAUS BIERI

STANDESINITIATIVE
DATUM: 01.07.2019
NIKLAUS BIERI

Die «Verbesserung des Poststellennetzes und Stérkung der Rolle der
Gemeindebehdrden bei der geografischen Verteilung der Postamter» wollte eine im
Juli 2017 eingereichte Standesinitiative des Kantons Jura erreichen. Sie stiess dabei ins
selbe Horn wie die Standesinitiativen der Kantone Tessin (Kt.Iv. 16.320) und Wallis (Kt.lv.
17.302). Sténderat Janiak (sp, BL) erklarte die Empfehlung der Kommission zur
Ablehnung der Initiative im Plenum damit, dass bereits der praktisch identischen
Standesinitiative des Kantons Tessin im Rat keine Folge gegeben worden war, weil die
angenommene Kommissionsmotion 17.3356 die Anliegen der Standesinitiative bereits
grosstenteils enthielten. Eine Minderheit Héche (sp, JU) beantragte dem Rat, der
Standesinitiative Folge zu geben. Stdnderat Minder (parteilos, SH) warb fir den Antrag
der Minderheit und hielt fest, gerade mit der Annahme der Standesinitiative kénne der
mit der Kommissionsmotion eingeschlagene Weg bekréaftigt werden. Der Standerat gab
der Standesinitiative mit 23 zu 14 Stimmen (bei 1 Enthaltung) Folge. °

Die KVF-NR gab der Standesinitiative des Kantons Jura zur Verbesserung des
Poststellennetzes in ihrer Sitzung vom 15. Oktober 2018 Folge. Die Kommission
begriindete dies mit dem Wunsch, einer breiten Unzufriedenheit mit der Entwicklung
des Poststellennetzes gesetzgeberisch zu begegnen. Die KVF hat damit zwei Jahre Zeit
fur die Umsetzung der Standesinitiative. ¢

Der Standesinitiative Tessin zur Verbesserung des Poststellennetzes und der Starkung
der Rolle der Gemeindebehdérden wurde im Oktober 2018 von der KVF-NR keine Folge
gegeben. Hingegen gab die Kommission der Standesinitiative Jura Folge - sie
beinhaltete dasselbe Anliegen wie die Standesinitiative Tessin und war im Gegensatz zu
dieser zuvor im Standerat angenommen worden. ’

Der Standesinitiative Wallis zur Unterstitzung der Standesinitiative Tessin betreffend
die Verbesserung des Poststellennetzes wurde im Oktober 2018 von der KVF-NR keine
Folge gegeben. Die Kommission gab jedoch der Standesinitiative Jura Folge - sie
beinhaltete dasselbe Anliegen wie die Standesinitiative Tessin und war im Gegensatz zu
dieser zuvor im Standerat angenommen worden. 8

Die Standesinitiative Tessin zur Verbesserung des Poststellennetzes und Starkung der
Rolle der Gemeindebehdrden blieb, nachdem die KVF-NR schon im Oktober 2018
beschlossen hatte, ihr keine Folge zu geben, auch im Ratsplenum ohne Unterstitzung:
In der Sommersession 2019 folgte der Nationalrat der Kommission stillschweigend.
Auch der Standesinitiative Wallis, welche zur Unterstitzung der Standesinitiative Tessin
eingegangen war, erteilte der Nationalrat am gleichen Tag eine Absage. Begrindet
wurde der Antrag der Kommission auf Ablehnung mit der Standesinitiative Jura, welcher
2018 Folge gegeben worden war und welche die Anliegen der Tessiner Standesinitiative
ebenfalls enthalt.

Die KVF-SR hat sich an ihrer Sitzung vom 1. Juli 2019 mit verschiedenen
Standesinitiativen befasst, die beziiglich der Postgesetzgebung héangig sind. Nach einer
Aussprache mit der Departementsvorsteherin und der Post-Spitze entschied die
Kommission einstimmig, ihrem Rat zu beantragen, den Standesinitiativen von Genf
(Kt.lv. 18.312, «Fir den Erhalt der Arbeitspldtze und eine echte Grundversorgung durch
die Post»), Basel-Stadt (Kt.lv. 18.314, «Service public erhalten. Keine Schliessung von
Quartierpoststellen!») und Solothurn (Kt.lv. 18.315, «Postversorgung») keine Folge zu
geben. 2018 war der Standesinitiative Jura (Kt.lv. 17.314, «Verbesserung des
Poststellennetzes und Starkung der Rolle der Gemeindebehdrden bei der geografischen
Verteilung der Postamter») Folge gegeben worden und die Kommission sah die Anliegen
der Ubrigen Standesinitiativen als weitgehend in der jurassischen enthalten. ©
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NIKLAUS BIERI

STANDESINITIATIVE
DATUM: 27.05.2020
NIKLAUS BIERI

STANDESINITIATIVE
DATUM: 24.09.2020
BERNADETTE FLUCKIGER

STANDESINITIATIVE
DATUM: 02.03.2021
BERNADETTE FLUCKIGER

STANDESINITIATIVE
DATUM: 17.08.2021
BERNADETTE FLUCKIGER

STANDESINITIATIVE
DATUM: 16.12.2021
BERNADETTE FLUCKIGER

Drei Standesinitiativen beziiglich der Postgesetzgebung hatte der Stdnderat im
September 2019 zu behandeln, sie waren zusammen traktandiert worden. Die
Standesinitiativen von Genf, Solothurn und Basel-Stadt drehten sich alle um von der
Post angekiindigte Anderungen beim Poststellennetz oder bei der Zustellung und
wollten sicherstellen, dass beim Service public keine Abstriche gemacht wirden. Die
KVF-SR hatte schon im Juli 2019 auf die angenommene Standesinitiative Jura
hingewiesen und erklért, sie wolle eine Gesamtschau zur Post erarbeiten und danach
die Standesinitiative Jura umsetzen. Sie hatte ihrem Rat deshalb empfohlen, den drei
weiteren Standesinitiativen keine Folge zu geben. Fur die KVF-SR hielt Claude Janiak
(sp, BL) im Plenum noch einmal fest, dass die Anliegen der drei Standesinitiativen bei
der Umsetzung der Standesinitiative Jura aufgenommen werden konnten, dass die
Kommission aber aus formellen Grinden beantrage, den Initiativen keine Folge zu
geben. Der Standerat folgte seiner Kommission und sprach sich gegen Folgegeben aus. "

In ihrer Sitzung vom 27. Mai 2020 diskutierte die KVF-NR unter anderem Uber die
Standesinitiativen von Genf (Kt.lv. 18.312), Basel-Stadt (Kt.Iv. 18.314) und Solothurn (Kt.lv.
18.315) beziiglich der Postgesetzgebung. Erfreut Uber die von Post-CEO Cirillo bei der
Prasentation der Strategie 2021-2024 Mitte Mai

gemachte Zusicherung, das Poststellennetz bei rund 800 Poststellen zu belassen,
beschloss die Kommission, den drei Standesinitiativen keine Folge zu geben. Alle den
Service public der Post betreffenden Fragen kénnten in der angenommenen
Standesinitiative Jura (Kt.lv. 17.314) geregelt werden, erklarte die Kommission. "

In der Herbstsession 2020 lehnte der Nationalrat die drei Standesinitiativen beziiglich
der Postgesetzgebung (Kt. Iv. GE 18.312; Kt. Iv. BS 18.314 und Kt. Iv. SO 18.315) in globo
ab. Da der Stéanderat den drei Initiativen ebenfalls keine Folge gegeben hatte, sind diese
definitiv erledigt.

Im Januar 2021 hatte die KVF-SR beantragt, die Frist fur die Umsetzung der
Standesinitiative Jura zum Poststellennetz um zwei Jahre zu verlangern. Die Initiative,
der 2018 Folge gegeben worden war, verlangte, dass die Postkommission PostCom bei
der Schliessung oder Verlegung einer Poststelle einen anfechtbaren Beschluss fassen
soll. Burgerinnen und Burger sollen zudem eine Eingabe gegen die Schliessung einer
Poststelle bei der PostCom machen kénnen. Auch musse die Erreichbarkeit und die
Qualitat der postalischen Dienstleistungen generell verbessert werden.

Im Méarz 2021 stimmte der Stédnderat dem Ansinnen auf Fristverlangerung seiner
Kommission stillschweigend zu. Kommissionssprecher Engler (mitte, GR) betonte, man
wolle zuerst die neue Strategie der Post fir die Jahre 2021-24 besser kennenlernen und
den Bericht in Erfillung des Postualtes 19.3532 der KVF-NR abwarten, bevor man
gesetzgeberisch tatig werde.

Der Kanton Zurich forderte in einer im Juli 2021 eingereichten Standesinitiative ein
Moratorium fiir die Schliessung von Poststellen. Dieses solle solange gelten, bis eine
gesamtschweizerische Poststellenplanung vorliege und genehmigt sei. Zudem solle die
Post dem UVEK alle vier Jahre eine Poststellenplanung fur die ganze Schweiz
prasentieren.

Die KVF-SR beriet das Geschéaft im August 2021 und beschloss oppositionslos, der
Initiative keine Folge zu geben. Sie tat dies mit der Begrindung, dass die
Standesinitiative des Kantons Jura (Kt. Iv. 17.314), der Folge gegeben wurde, die
Forderungen der vorliegenden Zlrcher Initiative bereits abdecke. '

In der Wintersession 2021 befasste sich die kleine Kammer mit dem vom Kanton Ziirich
geforderten Moratorium fiir die Schliessung von Poststellen. Kommissionssprecher
Engler (mitte, GR) erlauterte, dass sich die Post seit vielen Jahren in einem
«Spannungsfeld des Gleichgewichts zwischen betriebswirtschaftlichen Anforderungen
und den nicht rentablen Anforderungen des Service public» bewege. Die Initiative des
Kantons Zirich nehme eine legitime Forderung auf. Da das Anliegen jedoch bereits
durch die angenommene Standesinitiative des Kantons Jura abgedeckt werde und die
Post zugesichert habe, die Zahl der Poststellen mittelfristig bei rund 800 zu
stabilisieren, empfehle die KVF-SR die Zlrcher Standesinitiative zur Ablehnung. Der
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STANDESINITIATIVE
DATUM: 09.06.2022
BERNADETTE FLUCKIGER

STANDESINITIATIVE
DATUM: 12.09.2018
MARLENE GERBER

STANDESINITIATIVE
DATUM: 15.01.2019
MARLENE GERBER

STANDESINITIATIVE
DATUM: 11.06.2019
MARLENE GERBER

Standerat schloss sich dieser Haltung an und gab der Initiative stillschweigend keine
Folge. ™

Die KVF-NR befasste sich im Mai 2022 mit dem Moratorium fiir die Schliessung von
Poststellen, welches der Kanton Zurich in einer Standesinitiative vom Juli 2020 verlangt
hatte. Die Kommission beschloss oppositionslos, der Initiative keine Folge zu geben. Sie
anerkannte zwar den Handlungsbedarf, sah diesen jedoch bereits durch die ahnliche
Standesinitiative des Kantons Jura, der Folge gegeben worden war, abgedeckt.
Ausserdem vertrat die Kommission die Ansicht, dass mit Blick auf den Schlussbericht
der Expertenkommission Grundversorgung Post zuerst eine detaillierte Diskussion Uber
die postalische Grundversorgung erfolgen musse, bevor weitere entsprechende
Auftréage Uberwiesen wirden. Der Nationalrat schloss sich in der Sommersession 2022
seiner Kommission an und gab der Initiative stillschweigend keine Folge. Diese ist damit
erledigt.

Bildung, Kultur und Medien

Medien
Radio und Fernsehen

Neben einer Motion Fluckiger-Béani und einer Motion der KVF-NR forderte auch der
Kanton Genf in einer Standesinitiative die Riickerstattung der zu Unrecht erhobenen
Mehrwertsteuer auf die Empfangsgebihren, und dies unaufgefordert an alle
Mehrwertsteuerpflichtigen. In der Herbstsession 2018 hatte sich der Stdnderat mit dem
Anliegen zu befassen. Ebenso wie beim Kommissionsanliegen, das die Rulckerstattung
der Mehrwertsteuer auf funf Jahre beschréanken wollte, war die vorberatende
Kommission einhellig zur Ansicht gelangt, dass auch die Standesinitiative den
gesetzgeberischen Spielraum zu stark einschranke. Man wolle zuerst die flnf hangigen
Entscheide des Bundesgerichts abwarten, um sich daran zu orientieren, und empfehle
dem Rat deswegen, der Initiative keine Folge zu geben. Im Sténderat zeigte sich
Bundesratin Leuthard mit der KVF-SR einig und erklarte sich bereit, dass der Bund bei
entsprechendem Urteil des Bundesgerichts eine gesetzliche Grundlage ausarbeiten
werde, worin er eine «moglichst pauschale Rickerstattung» vorschlagen und damit den
administrativen Aufwand in Grenzen halten wolle. Stillschweigend folgte der Sténderat
seiner Kommission und gab der Standesinitiative keine Folge.

Die KVF-NR stutzte im Januar 2019 den im Jahr zuvor vom Standerat gefallten Entscheid
und gab einer Standesinitiative des Kantons Genf mit der Forderung nach
unaufgeforderter Riickerstattung der zu Unrecht erhobenen Mehrwertsteuer auf die
Empfangsgebiihren an alle Mehrwertsteuerpflichtigen einstimmig keine Folge. Das
UVEK habe das Vorhaben zur Erarbeitung einer gesetzlichen Grundlage flr eine
pauschale Ruckvergltung unterdessen bereits in Angriff genommen, weswegen kein
zusatzlicher Handlungsbedarf mehr bestehe. ¥

Nach dem Standerat lehnte auch der Nationalrat in der Sommersession 2019 auf
Anraten seiner KVF-NR eine Standesinitiative des Kantons Genf mit der Forderung nach
Riickerstattung der zu Unrecht erhobenen Mehrwertsteuer auf die
Empfangsgebiihren an alle Mehrwertsteuerpflichtigen ab, da sich eine gesetzliche
Grundlage zur Erflllung dieser Forderung bereits in Ausarbeitung befand: Nach einem
entsprechenden Bundesgerichtsentscheid im Vorjahr hatte sich das UVEK daran
gemacht, eine Vorlage fur eine pauschale Ruckerstattung zu erarbeiten. Diese befand
sich zum Zeitpunkt der nationalratlichen Beratung in der Vernehmlassung. %

1) BO CN, 2001, p. 2 ss.; TG, 6.3.01; presse du 12.9.01.
2) BO CE, 2003, p. 985 ss.; Lib., 1.10.03.

3) Mitteilung der KVF-SR vom 14.11.17

4) Bericht KVF-SR vom 14.11.17

5) AB SR, 2018, S. 279 f.

6) Medienmitteilung KVF-NR vom 16.10.18

7) Medienmitteilung KVF-NR vom 16.10.18

8) Medienmitteilung KVF-NR vom 16.10.18

9) AB NR, 2019, S. 977; AB NR, 2019, S. 977b
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10) Kommissionsbericht KVF-SR vom 1.7.19 zur Standesinitiative BS; Kommissionsbericht KVF-SR vom 1.7.19 zur
Standesinitiative GE; Kommissionsbericht KVF-SR vom 1.7.19 zur Standesinitiative SO; Medienmitteilung KVF-SR vom 2.7.19
11) AB SR, 2019, S. 720

12) Medienmitteilung KVF-NR vom 27.5.20

13) AB NR, 2020, S. 1849

14) AB SR, 2021, S. 37; Medienmitteilung KVF-SR vom 12.1.21

15) Kt. Iv. ZH 20.324; Medienmitteilung KVF-SR vom 17.8.21

16) AB SR 2021, S. 1429

17) AB NR, 2022, S. 1089; Bericht KVF-NR vom 2.5.22; Medienmitteilung KVF-NR vom 3.5.22

18) AB SR, 2018, S. 636 ff.; Bericht KVF-SR vom 3.9.18

19) Bericht KVF-NR vom 15.01.19; Medienmitteilung KVF-NR vom 15.1.19

20) AB NR, 2019, S. 978
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